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Posse um Kolumbus-Denkmal
Widerstand gegen Abtransportpläne der Nationalregierung
An dem Kolumbus-Denkmal scheiden sich derzeit die Geister. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) – Es ist eine veritable Politposse, die sich gegenwärtig hinter der Casa Rosada abspielt. Die nationale Regierung ist fest entschlossen, das dort seit 92 Jahren stehende Kolumbus-Denkmal abzumontieren und es durch eine Statue zu Ehren der Freiheitskämpferin Juana Azurduy zu ersetzen. Die Stadtregierung ist strikt dagegen – genauso wie die hiesige italienische Gemeinschaft, die das Denkmal 1921 zu Ehren des aus Genua stammenden Seefahrers und Amerika-Entdeckers gestiftet hatte.
Zu einer ersten Zuspitzung kam es am Freitag der Vorwoche, als Bauarbeiter im Auftrag der Nationalregierung anfangen wollten, das Denkmal für den Transport zu seinem neuen Bestimmungsort in Mar del Plata vorzubereiten. Städtische Funktionäre, Abgeordnete sowie Mitglieder von Nachbarschaftsinitiativen und italienischer Gemeinschaft versuchten, dies zu verhindern, und stießen mit den Sicherheitsleuten des Präsidentenpalastes zusammen.
„Wir wurden vom Militärpersonal der Casa Rosada übel behandelt und gewaltsam vertrieben“, beklagte sich Diego Santilli, der städtische Minister für öffentliche Räume. Er bezeichnete den Umzugsplan für das Denkmal als „Laune“ von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner. Zudem vertrat Santilli die Position, das Monument sei Eigentum der Stadt. Die Nationalregierung habe somit kein Recht, einseitig die Umsetzung anzuordnen.
Die Stadtregierung ist stattdessen der Meinung, dass ein solcher Schritt durch das städtische Parlament legitimiert sein müsste. Auch verwies sie darauf, dass das Grundstück, auf dem das Denkmal steht, ihr gehöre. Die Stadt wandte sich in letzter Minute an die Justiz, die durch einstweilige Verfügung die Abbauarbeiten stoppte. Die Entscheidung fällte Richterin Claudia Rodríguez Vidal, die bereits vor drei Jahren die Kirchner-Regierung verärgert hatte. Damals stoppte sie eine Notverordnung der Präsidentin zum Einsatz von Geldmitteln der Zentralbank zum Schuldendienst.
Am Montag, dem Tag des italienischen Einwanderers, organisierte die italienische Gemeinschaft eine Demonstration zum Erhalt des Denkmals. Am Folgetag schaltete sich auch der italienische Botschafter in Buenos Aires, Guido La Tella, in den Konflikt ein. Der Diplomat ersuchte um ein Treffen mit Präsidentin Kirchner, um diese zu bitten, von dem geplanten Abtransport des Denkmals abzusehen.
Der Streit erfolgt ausgerechnet zu einem Zeitpunkt, wo in Buenos Aires das Kulturprogramm „Italienischer Sommer“ startet und zahlreiche kulturelle Darbietungen von der Apenninenhalbinsel in der Stadt zu sehen sind.
Die Nationalregierung zeigte sich von den Protesten indes unbeeindruckt. So erklärte Präsidialamtsleiter Oscar Parrilli, dass man weiter an dem Plan festhalte, das Monument nach Mar del Plata zu verfrachten. Dort soll es auf dem Platz vor dem Hotel Provincial aufgestellt werden, wo bereits ein anderes Kolumbus-Denkmal steht.
Hinter der Casa Rosada will man statt des Entdeckers aus Europa lieber der Freiheitskämpferin Juana Azurduy gedenken. Die aus Sucre im heutigen Bolivien stammende Frau kämpfte an der Seite General San Martíns für die Unabhängigkeit der La-Plata-Provinzen von Spanien. Die bolivianische Regierung von Evo Morales unterstützt den Denkmalneubau mit einer Million US-Dollar.
Argentinien
Recht auf künstliche Befruchtung
Abgeordnetenhaus beschließt weitgehendes Gesetz
Buenos Aires (AT/mc) - Künstliche Befruchtung ist ab sofort im ganzen Land ein verbrieftes Recht. Das Abgeordnetenhaus segnete ein entsprechendes Gesetz mit überwältigender Mehrheit ab. 204 Parlamentarier votierten dafür. Es gab neun Enthaltungen und eine Gegenstimme. Bereits im Vorjahr hatte die Gesetzesinitiative den Senat passiert.
Bislang war der medizinische Eingriff zur Herbeiführung der Schwangerschaft lediglich in den Provinzen Buenos Aires und Santa Fe gesetzlich geregelt. Das neue landesweit geltende Recht geht indes noch deutlich weiter als etwa die Regelung in der Provinz Buenos Aires. Während dort die künstliche Befruchtung lediglich für heterosexuelle Paare vorgesehen war, steht dies nach dem nationalen Gesetz auch lesbischen Paaren und Frauen ohne Partner offen. Das Gesetz erlaubt folglich auch die künstliche Befruchtung durch Samenspende. Grundsätzlich stellt die Neuregelung das Recht jeder Person auf eine Behandlung gegen Unfruchtbarkeit fest – unabhängig von Geschlecht oder Beziehungsstatus.
Eine der Mitinitiatorinnen des Gesetzes, die Radikalen-Abgeordnete María Luisa Storani, wertete das neue Recht als „großen Fortschritt für unsere Demokratie“. Schließlich habe man eine Jahre alte Bringschuld der Gesellschaft gegenüber eingelöst. In Argentinien gibt es rund 600.000 Paare, die Probleme bei der Realisierung ihres Kinderwunsches haben. Zuletzt gab es jährlich rund 10.000 künstliche Befruchtungen. Mit der neuen, landesweiten Regelung erwartet man, dass die Zahl bis auf 40.000 pro Jahr steigt.
Kritik kam indes von den privaten Krankenkassen. Sie hätten sich gewünscht, in die Beratungen zur Ausarbeitung des Gesetzes miteinbezogen worden zu sein. Denn derzeit ist noch offen, welche Auswirkungen die Neuerung auf die Finanzierung der künstliche Befruchtung hat; sprich, inwieweit die Krankenkassen sich daran beteiligen müssen. Die Ausgestaltung des Gesetzes im Detail gilt es in kommenden Debatten zu klären.
Argentinien
Oberster Gerichtshof steht bereit
Richterratsreform könnte schnell behandelt werden
Ricardo Lorenzetti, der Präsident des Obersten Gerichtshofes.
Buenos Aires (AT/mc) – Der Oberste Gerichtshof steht bereit, unverzüglich über das Gesetz zur Reform des Richterrates zu urteilen. Allerdings müsse der Fall erst einmal zur höchsten Justizinstanz gelangt sein. Dies erklärte Ricardo Lorenzetti, der Vorsitzende des Obersten Gerichtshofes, am Dienstag anlässlich eines Empfangs zum Tag des Journalisten.
Viel Zeit bleibt nicht. Schließlich läuft die Frist zur Präsentation der Kandidaten für die nationalen Wahlen bereits am 22. Juni (Sonnabend) ab. Geht es nach der jüngst von der Nationalregierung durchgesetzten Reform, sollen gleichzeitig mit den Parlamentswahlen auch die neuen Mitglieder des Richterrates durch das Volk gewählt werden. Juristische Berufsverbände sowie politische Opposition sind indes strikt gegen die sogenannte „Demokratisierung der Justiz“. Sie sehen die Gefahr einer parteipolitischen Gängelung der Judikative.
Unmittelbar nachdem die Regierung die Novelle offiziell im Gesetzblatt veröffentlicht hatte, hagelte es eine Flut von Verfassungsbeschwerden. Drei von ihnen hatten bereits Erfolg in der Form, dass die zuständigen Richter der ersten Instanz einstweilige Verfügungen zur Aussetzung des Gesetzes erließen. Geht die Regierung dagegen in Berufung, so sind zunächst die Berufungsgericht zuständig, bevor der Fall zum Obersten Gerichtshof gelangt.
Eine Ausnahme bildet das sogenannte „Per-Saltum“-Verfahren, bei dem die zweite Instanz übersprungen werden kann. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass die in erster Instanz unterlegene Partei einen entsprechenden Antrag stellt. Die Zeit ist auf jeden Fall knapp. Denn zwischen einem Antrag auf „Per Saltum“ und einer Befassung des Obersten Gerichtshofes mit der Angelegenheit muss eine Frist von mindestens zehn Tagen gewahrt sein. Erschwerend hinzu kommt noch, dass der Oberste Gerichtshof sich nur mit Sachurteilen befassen kann. Vorliegend handelt es sich bislang aber lediglich um einstweilige Verfügungen.
Dementsprechend allgemein drückte Lorenzetti sich denn auch aus: „Der Oberste Gerichtshof entscheidet nur dann über eine Angelegenheit, wenn sie bei ihm anhängig ist. Wenn ein Fall dann aber bei uns ist, entscheiden wir unverzüglich und nehmen damit unsere verfassungsgemäße Verantwortung wahr. Dies erwartet die gesamte Gesellschaft von uns.“
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Kongress der Indios
Sie vereint vor allem die Sorge, immer weiter marginalisiert zu werden. Dies wurde deutlich beim Kongress der indigenen Völker, der in dieser Woche in Formosa stattfand. Die Tobas, Wichis, Mapuches, Pilagas, Diaguitas, Warpes, Kollas, um nur einige zu nennen, sehen sich durch mächtige Wirtschaftsinteressen bedroht. Sojaanbau und Bergbauvorhaben sind auf dem Vormarsch, und die Indios fürchten, vom Land ihrer Vorväter vertrieben zu werden. So klagte der Toba-Vertreter Israel Alegre die Mächtigen im Gliedstaat Formosa an: „Die Provinzregierung will den Indigenen das Land rauben, um es an ausländische Unternehmen zu verkaufen.“ Zielscheibe der Kritik war der Kirchner-peronistische Gouverneur Gildo Insfrán, der Politik zu Ungunsten der Indios betreibe. Alegre nannte ein Beispiel: „Vier Freunde Insfráns besitzen 400.000 Hektar Land, während die 150 indigenen Gemeinschaften auf 350.000 Hektar leben müssen.“ Die Delegierten forderten die Provinzregierung auf, das Recht der Indigenen anzuerkennen, über das Land ihrer Vorväter zu verfügen. Sie forderten gleichberechtigten Zugang zum Bildungs- und Gesundheitssystem sowie zu Wasser. Zudem organisierten die Indigenen eine Kundgebung vor der Casa Rosada. Dort wollten sie Präsidentin Kirchner einen Forderungskatalog übergeben, dass ihnen Rechte und Land garantiert werden. Sie wurden aber nicht von der Staatschefin empfangen.
Bayer geehrt
Er gehört zu den Galionsfiguren der hiesigen Linken: Der Publizist und Menschenrechtsaktivist Osvaldo Bayer. Um das Lebenswerk des 86-Jährigen zu würdigen, hatte der Abgeordnete Alejandro Bodart (Sozialistische Arbeiterbewegung, MST) am Montag zu einer Ehrenveranstaltung ins Stadtparlament geladen. Dabei lobte Bodart Bayer als eine „herausragende Figur der Ethik und des Wortes, die sich in den Dienst der Menschenrechte gestellt habe – damals wie heute“. Bayer habe stark am „Aufbau einer Gesellschaft mitgewirkt, die unseren Vorstellungen entspricht“. Bodart verwies auch auf das Engagement des Publizisten, das umstrittene Denkmal zu Ehren General Rocas in der Innenstadt von Buenos Aires zu ersetzen. Dies sei man nicht nur den indigenen Bevölkerungsgruppen schuldig, sondern setze zugleich ein symbolisches Zeichen im Kampf für eine Zukunft ohne Ausbeutung und Vernichtung, so Bodart. Roca führte Ende des 19. Jahrhunderts eine brutale Militärkampagne zur Eroberung Patagoniens durch, bei der zahllose Indigene umgebracht wurden. Bayer, der seit 2003 Ehrenbürger von Buenos Aires ist, hatte seinen Vortrag unter den provokanten Titel „Von Roca zu Macri“ gestellt. Dabei stellte er fest, dass es in Argentinien keine echte Demokratie gebe, solange die Elendsquartiere („villas“) bestünden.
Überfall auf Kommissar
Brutaler Überfall auf einen Hauptkommissar. Als Néstor Roncaglia am Samstagabend gegen 22 Uhr zu seiner Wohnung in Olivos kam und aus seinem Auto stieg, stellte sich ihm ein bewaffneter Mann entgegen. Roncaglia wehrte sich. Es kam zu einer körperlichen Auseinandersetzung, bei der zahlreiche Schüsse fielen. Der Polizist, der bei der Bundespolizei für Drogenbekämpfung zuständig ist, wurde an seinem Brustkorb sowie an der rechten Hand getroffen. Er selber schoss aber auch mehrfach mit seiner Dienstwaffe, sodass sich der Ganove verletzte und in einem weißen Wagen flüchtete. Während Roncaglia ins Polizeikrankenhaus Churruca eingeliefert wurde, ging den Behörden im Krankenhaus von Pilar ein dringend Tatverdächtiger ins Netz: Ein Mann, der schon in der Vergangenheit bewaffnete Raubüberfälle begangen hatte. Er wurde kurz nach der Schießerei verletzt an der Krankenhaustür abgesetzt. Er stieg aus einem weißen Honda Fit, was sich mit Roncaglias Beschreibung des Fluchtautos decken würde. Der Mann wurde vorerst festgenommen. Derzeit gibt es unterschiedliche Theorien, wie das Verbrechen einzustufen ist. Während die Ermittlungsbehörden eher von einem Raubüberfall ausgehen, vertritt der nationale Sicherheitsstaatssekretär Sergio Berni die Meinung, dass die Tat als gezielte Racheaktion des Drogenmilieus an Roncaglia zu werten ist.
Lanata und die Grenzen
Wie leicht ist es möglich, Argentinien ohne Grenzkontrollen zu verlassen? Diese Frage zu klären, hatte sich angesichts des aktuellen Geldwäscheskandals der regierungskritische TV-Journalist Jorge Lanata bei seiner jüngsten Sendung „Journalismus für alle“ vorgenommen. Die am Sonntag ausgestrahlten Rechercheergebnisse sind verblüffend. Beispielsweise, was die Grenzübergänge Aguas Blancas oder Salvador Mazza nach Bolivien betrifft. Ersterer war einfach nicht besetzt, sodass es noch nicht einmal nötig wäre, gegen einige Pesos illegal den Grenzfluss Río Bermejo zu überqueren. Am zweitgenannten Posten kümmerten sich die Grenzer nicht um die Kontrollen. Auch unkontrolliert nach Paraguay zu gelangen, ist laut den Lanata-Recherchen recht einfach. Man kann für wenige Pesos den Paraná queren, etwa bei der Ortschaft Puerto Piray. Aber auch die Grenzposten bei Clorinda an der Loyola-Brücke oder an der Pasarela de la Amistad machen es dem Reisenden nicht schwer. Es gebe weder Fragen noch Registrierungen, so Lanata. Ebenso könne man leicht unbemerkt nach Brasilien oder Uruguay kommen, wenn man sich für einige Pesos über den Río Uruguay bringen lässt. Die Recherchen sind brisant vor dem Hintergrund des erwähnten Skandals um den Unternehmer und Kirchner-Freund Lázaro Báez. Dieser habe, so Lanata, im Auftrag Néstor Kirchners Säcke mit Bargeld in Millionenhöhe ins Ausland geschafft (wir berichteten).
Oppositionsbündnis
Die Opposition in der Hauptstadt formiert sich. Am Donnerstag vereinbarten die politischen Kräfte, die sowohl Gegner der Nationalregierung von Cristina Kirchner wie der Stadtverwaltung von Mauricio Macri sind, einen Schulterschluss. Ziel ist, für die Parlamentswahlen im Oktober eine Allianz zu bilden. Wer für diese kandidiert, soll bei den Vorwahlen im August geklärt werden, bei denen die beteiligten Kräfte noch getrennt antreten wollen. An dem Übereinkommen wirken mit: die Sozialisten, die Radikalen, das „Proyecto Sur“ von „Pino“ Solanas, die GEN-Partei, „Libres del Sur“ sowie die Bürgerliche Koalition. (AT/mc)
Meinung
Kabinettsumbildung
Völlig überraschend entschied Präsidentin Kirchner gegen Ende der Vorwoche, ihr Kabinett teilweise zu erneuern. Beide Kirchnerregierungen hatten in ihrer zehnjährigen Regierungszeit nur relativ selten Kabinettsänderungen verfügt. Letzte Woche wurden zwei Minister aus ihren Ämtern entlassen: Sicherheitsministerin Nilda Garré und Verteidigungsminister Arturo Puricelli. Garré soll Argentinien künftig in der Organisation Amerikanischer Staaten (spanisches Kürzel OEA) in Washington vertreten. Puricelli übernimmt das Ministeramt von Garré. An Stelle Puricellis wurde Agustín Rossi, seit sieben Jahren Fraktionsführer der Regierungspartei in der nationalen Deputiertenkammer, ernannt. Ihn ersetzt seine Stellvertreterin Juliana Di Tulio, zumindest bis zum 10. Dezember.
Das Revirement im Kabinett beruhte auf verschiedenen politischen Überlegungen der Präsidentin, über deren einsame Entscheidung keinerlei Redensarten entschlüpft worden waren.
Das Thema Sicherheit wird in der Öffentlichkeit laut Umfragen als besonders sensibel behandelt, nachdem Attentate, Raubüberfälle, Diebstähle und dergleichen Verbrechen in den letzten Jahren deutlich zugenommen haben. Die bisherige Sicherheitsministerin Nilda Garré, die parteipolitisch der Allianz unter der Führung von Vizepräsident Carlos „Chacho“ Alvarez (spanisches Kürzel FREPASO) zur Zeit von Präsident Fernando de la Rúa angehörte, wechselte zur derzeitigen Regierung, wo sie zuerst Botschafterin in Caracas, dann Verteidigungs- und zuletzt Sicherheitsministerin war, und künftig in der OEA gemeinsame Sache mit den linkslastigen Regierungen von Venezuela, Ecuador, Nicaragua und Bolivien machen soll, die derzeit gegen die Überwachung der Menschenrechte im OEA-Ausschuss Stellung beziehen. Außerdem war Garré als Ministerin von ihrem Staatssekretär Sergio Berni, Oberstleutnant in aktivem Dienst und von Beruf Arzt, in den Schatten gestellt worden. Berni leitet persönlich Aktionen gegen Kundgebungen, insbesondere auf großen Zufahrtsstraßen von Buenos Aires, wenn der Verkehr gestört wird. Offenbar traut ihm die Präsidentin mehr Energie in solchen Fällen zu als der Ministerin. Indessen wurde Berni nicht, wie gemunkelt wurde, mit dem Ressort betraut, sondern wird weiter unter Arturo Puricelli wirken.
Als Verteidigungsminister hatte der frühere Gouverneur der Heimatprovinz Santa Cruz von Néstor Kirchner deutlich versagt. An seiner Stelle wurde Agustín Rossi berufen, der überhaupt keine Erfahrung im Verteidigungsressort hat. Dass die Präsidentin dem treuen Fraktionschef ihrer Partei in der Deputiertenkammer, der für die Durchsetzung ihrer Gesetzesprojekte weitgehend erfolgreich gearbeitet hatte, versetzt beruht, wie inzwischen bekannt wurde, auf der parteipolitischen Szene in der Provinz Santa Fe, die von einer Allianz der sozialistischen und radikalen Partei regiert wird. An zweiter Stelle landete 2011 der PRO-Kandidat del Sel, Komiker von Beruf. Im Kampf um die Kandidaturen der nationalen Regierungsallianz „Front für den Sieg“, lies Justizialistische Partei und Minderalliierte, hat die Präsidentin den Deputierten Agustín Rossi mit seiner Ernennung als Verteidigungsministerium ausgeschaltet, damit möglicherweise María Eugenia Bielsa, Schwester des früheren Außenministers Rafael Bielsa unter Kirchner, die Kandidatenliste für den 27. Oktober anführt und nicht wie einst 2011 an dritter, sondern an zweiter Stelle landet. Santa Fe ist mit Buenos Aires Stadt und Provinz, Córdoba sowie Mendoza führend unter den fünf größten Gliedstaaten Argentiniens. Offenbar schätzte die Präsidentin die Wahlchancen von Rossi in seiner Provinz nicht positiv ein. Im Verteidigungsminister muss er sich mit einer bescheidenen politischen Rolle begnügen, nachdem die Etats der Streitkräfte verringert worden sind und sie kaum noch Präsenz in der Öffentlichkeit zeigen.
Für die kommenden Monate, je nach den Kandidaten für Deputierte und Senatoren, die am 27. Oktober zur Wahl antreten werden, stehen weitere Minister auf der Abschussliste. Landwirtschaftsminister Norberto Yahuar hat bereits seine Kandidatur als Listenerster für ein Deputiertenamt in seiner Heimatprovinz Chubut mitgeteilt, wird also gelegentlich aus seinem jetzigen Amt ausscheiden. Ähnliches kann der Schwägerin der Präsidentin, Sozialministerin Alicia Kirchner, passieren, sollte sie als Erstkandidatin in der Provinz Buenos Aires aufgestellt werden, wo sie bisher kein Domizil mitgeteilt hat. Innen- und Transportminister Florencio Randazzo wird auch für diese Kandidatur erwogen, nachdem die Umfragen Alicia Kirchner keinen Wahlsieg verheißen. Ohne sie würde zum ersten Mal seit zwanzig Jahren kein Kirchner kandidieren. Auch Gesundheitsminister Juan Manzur müsste ersetzt werden, sollte er, wie es heißt, Spitzenkandidat als Deputierter in seiner Heimatprovinz Tucumán werden. Ob die Präsidentin ihren Wirtschaftsminister Hernán Lorenzino gehen lässt, der diesen Wunsch schon einmal öffentlich geäußert hat, sei dahin gestellt.
Meinung
Historische Bayern-Saison
Von Marcus Christoph
Das Prädikat „historisch“ wird zuweilen ein wenig beliebig gebraucht. Doch wenn man es auf das bezieht, was die Münchner Bayern in der soeben zu Ende gegangenen Fußball-Saison erreicht haben, ist die Formulierung angemessen: Das „große Triple“, also der dreifache Triumph in Champions League, deutscher Meisterschaft und DFB-Pokal, ist bislang noch keiner anderen deutschen Mannschaft im Herrenfußball gelungen.
In der Bundesliga legten die Bayern eine Spielzeit der Superlative hin und stellten zahlreiche neue Bestmarken auf. In der Champions League gab es unvergessliche Glanzlichter wie die 4:0- und 3:0-Halbfinalsiege gegen die einstige Übermannschaft FC Barcelona und schließlich die Krönung durch das 2:1 im ersten rein deutschen Endspiel der Königsklasse gegen Borussia Dortmund.
Keine Frage: Die Bayern sind fußballerisch derzeit das Maß aller Dinge – nicht nur in Deutschland, sondern auch in Europa und vermutlich weltweit.
Fast wirkt es da wie eine Ironie, dass Erfolgscoach Jupp Heynckes nun seinen Hut in München nehmen muss. Die FCB-Verantwortlichen hatten sich Anfang des Jahres entschieden, den vormaligen Barça-Startrainer Pep Guardiola für die kommende Saison zu engagieren. Heynckes hätte wohl gern noch weitergemacht. So aber muss er, wie schon nach seinem Champions-League-Sieg 1998 mit Real Madrid, einem anderen Trainer Platz machen.
Dennoch steht fest: Durch die Glanzsaison ist Heynckes zu den ganz Großen seiner Zunft aufgestiegen: Mit zwei Mannschaften die Champions League bzw. den Vorläuferwettbewerb, den Europapokal der Landesmeister, zu gewinnen, ist vor ihm erst Ernst Happel (Feyenoord Rotterdam, HSV), Ottmar Hitzfeld (Dortmund, Bayern) und José Mourinho (Porto, Inter Mailand) gelungen. Das große Triple schafften auch nur sechs weitere Kollegen: Jock Stein (Celtic Glasgow), ‘tefan Kovács (Ajax Amsterdam), Guus Hiddink (PSV Eindhoven), Alex Ferguson (ManU), Guardiola (Barça) und Mourinho (Inter). Den (vorläufigen) Ruhestand, den Jupp Heynckes auf seinem Bauernhof bei Mönchengladbach nun genießen will, hat sich der 68-Jährige nach seiner großartigen Karriere erst als Torjäger von Borussia Mönchengladbach, dann als Trainer bei verschiedenen Vereinen redlich verdient.
Immerhin bleibt durch die Verpflichtung Guardiolas der Erfolgsdruck bei den Bayern bestehen. Schließlich wird der ehrgeizige Katalane seinem Trainer-Vorgänger das Wasser reichen wollen. Was allerdings angesichts der nun sehr hoch liegenden Messlatte zu einer echten Herkulesaufgabe werden dürfte.
Nicht nur sportlich, sondern auch wirtschaftlich steht der Club aus der Isar-Metropole derzeit blendend da. Finanziell kerngesund und unabhängig – keine Selbstverständlichkeit, denkt man an die hohe Verschuldung der spanischen Spitzenclubs oder die Abhängigkeit mancher englischer Topvereine von ausländischen Gönnern.
Man muss ihn nicht sympathisch finden, aber dass der FC Bayern da ist, wo er heute steht, ist vor allem das Verdienst von Uli Hoeneß. Seit über 30 Jahren bestimmt der heute 61-Jährige die Geschicke des Vereins maßgeblich mit, zunächst als Manager und dann als Clubchef. Durch seine Steueraffäre bringt Hoeneß sich nun selbst um seinen guten Ruf. Sein Verbleib auf dem Präsidentensessel hängt von den weiteren Entwicklungen der Staatsanwaltschaft ab.
Ob ein FC Bayern ohne die Führungsfigur Hoeneß seine übermächtige Vormachtstellung im deutschen Fußball langfristig einbüßen würde? Darüber kann man natürlich nur spekulieren. Der Hamburger SV, vor 30 Jahren die beste Mannschaft in Deutschland und Europa, hat es jedenfalls bis heute nicht verkraftet, dass in kurzer Folge mit Manager Günter Netzer und Trainer Ernst Happel die Väter des Erfolgs den Verein verließen. Aber jeder Fall ist anders gelagert. Und die Bayern scheinen derzeit sowohl vom Kader wie vom Führungspersonal so stark aufgestellt zu sein, dass sie ihre Vormachtstellung auch auf europäischer Ebene noch ausbauen könnten.
Zuletzt wendeten die Bayern wieder ihre Strategie des „Kaputtkaufens“ der Konkurrenz an. Borussia Dortmund, der einzige Club, der den Bayern derzeit auf nationaler Ebene gefährlich werden könnte, muss sein Nachwuchsjuwel Mario Götze an den FCB abgeben. Robert Lewandowski, der für den BVB gegen Real Madrid vier Tore machte, könnte in diesen Tagen folgen.
So steht zu fürchten, dass die kommende Bundesligasaison ebenso einseitig wird wie die vorangegangene. Aber in der 50-jährigen Geschichte der deutschen Eliteliga hat es ja glücklicherweise auch immer wieder Überraschungen gegeben. Für eine der größten sorgte einst Eintracht Braunschweig mit dem Gewinn der Meisterschaft 1967. Nach 28 Jahren der Zweit- und Drittklassigkeit ist der Traditionsclub aus Niedersachsen nun wieder zurück im Fußball-Oberhaus. Zweiter Aufsteiger ist Hertha BSC Berlin, sodass auch die deutsche Hauptstadt wieder in der ersten Bundesliga vertreten ist. Hoffentlich diesmal von längerer Dauer als beim letzten Gastspiel der Berliner in der Eliteklasse, das nur ein Jahr währte. Die Neulinge dürften mit ihrem Umfeld und ihrem großen Anhang die Liga sicher bereichern, deren Zuschauerzahlen erstmals nach vielen Jahren wieder rückläufig waren. Letzteres lag vor allem an Absteiger Greuther Fürth und dessen geringer Stadionkapazität. Der Schnitt mit 42.421 Zuschauern pro Spiel ist gleichwohl immer noch sehr gut.
Betrübliches war zuletzt in den unteren Profligen zu beklagen. So stehen mit dem MSV Duisburg, Alemania Aachen und Kickers Offenbach zwei ehemalige deutsche Vizemeister und ein DFB-Pokalsieger vor dem wirtschaftlichen Ruin. Mannschaften, die in ihrer Geschichte einst legendäre Siege gegen den FC Bayern feiern konnten. Duisburg und Offenbach deklassierten den FCB in den Siebzigern mit 6:3 bzw. 6:0. Aachen gewann in der letzten Dekade zweimal im Pokal gegen die Münchner. Überraschungen und Sensationen, die man sich für die kommende Saison wieder wünscht und die letztlich den Reiz des Fußballs ausmachen.
Meinung
Randglossen
Zwei steingewordene Gestalten der argentinischen Geschichte sind derzeit Gegenstand politischer Feindseligkeiten. Kolumbus, der in Italien geborene Entdecker Amerikas im Auftrag des spanischen Königspaars, steht seit bald hundert Jahren hinter dem Regierungsgebäude. Zur Hundertjahrfeier der Revolution vom 25. Mai 1810 schenkten italienische Einwanderer die Statue, die freilich erst dreizehn Jahre später eingeweiht wurde. Nachdem sie reparaturbedürftig wurde, entschied Präsidentin Kirchner, das schwergewichtige Marmormonument nach Mar del Plata zu versetzen und an seiner Stelle die vom bolivianischen Präsidenten Evo Morales geschenkte Statue der Freiheitskämpferin Juana Azurduy aufzustellen. Dagegen protestierten Nachkommen italienischer Einwanderer und auch der italienische Botschafter. Vertreter der Eingeborenen bevorzugten hingegen Azurduy, die persönlich an den Schlachten gegen spanische Armeen teilgenommen hatte. Ein halbes Jahrtausend argentinischer Geschichte entzweit die Gemüter.
Im Zweikampf der Regierung gegen den Journalisten Jorge Lanata um die Einschaltquoten seines Programms am Sonntagabend, verglichen mit dem von der Regierung für die gleiche Zeit verordneten Fußballspiel, siegt vorerst Lanata, der sich über den Schachzug der Regierung gegen sein hohes Rating lustig macht. Morgen war ein Spiel von River Plate mit Independiente angesagt, nachdem am vergangenen Sonntag Boca Juniors gespielt hatte. Beim angesagten Spiel, da River Plate die Meisterschaft anpeilt und Independiente erstmals in seiner Geschichte deklassiert werden kann, wurde Gewalt am späten Sonntagabend befürchtet, so dass die Regierung das Spiel aussetzte und abermals Boca Juniors vorschrieb. Der Fußballverband, der die Spielzeiten der Klubs organisiert, gehorchte dank Regierungssubventionen von über einer Milliarde Pesos im Jahr für die Klubs. So wird in Argentinien Politik betrieben, als ob alles andere in Ordnung wäre.
Natürlich war die Entscheidung damals richtig. Als Barack Obama 2008 vor dem Brandenburger Tor reden wollte, unterband das die damalige große Koalition unter Angela Merkel. Obama war damals Präsidentschaftskandidat, und Berlin wollte nicht in den US-Wahlkampf eingreifen. Jetzt darf Obama nicht nur, er soll, immerhin ist er seit viereinhalb Jahren US-Präsident, und im Juni jährt sich die berühmte Berliner Rede des damaligen US-Präsidenten John F. Kennedy zum 50. Mal. Für Merkel kommt der Auftritt auch nicht ungelegen - derzeit ist sie im Wahlkampf und schöne Bilder mit dem US-Präsidenten können da nicht schaden. Bilder der mächtigsten Frau mit dem mächtigsten Mann der Welt.
Es kann nur Eine geben. Die Liste der potenziellen Merkel-Erben war einmal lang. Manche, darunter der frühere CDU-Fraktionschef Friedrich Merz, der Hamburger Bürgermeister Ole von Beust oder der hessische Ministerpräsident Roland Koch haben resigniert und sind aus der Politik ausgeschieden. Andere, wie den baden-württembergischen Landesvater Günter Oettinger oder den niedersächsischen Ministerpräsidenten Christian Wulff, hat Merkel weggelobt, wieder andere wurden abgewählt oder haben sich wie der Ex-Verteidigungsminister Karl-Theodor zu Guttenberg (CSU) selbst demontiert. Übrig blieb Guttenbergs Nachfolger Thomas de Maizière, ein Muster an Kompetenz und Loyalität. Der treue Merkel-Paladin wurde dieser Tage von einer Drohne abgeschossen. Dies mag zwar ein hunderte Millionen Euro teurer Dienstunfall gewesen sein, von dem de Maizière nichts gewusst hat, aber wer seinen eigenen Laden nicht im Griff hat, hat als Reservekanzler ausgedient.
Wirtschaft
Zwei neue Eisenbahnverstaatlichungen
Am Dienstag kündigte Innen- und Transportminister Florencio Randazzo die Übernahme durch den Staat von zwei Eisenbahnunternehmen an: Die Eisenbahn, die ab dem Vorort Vicente López über Martínez und San Isidro entlang der Küste bis Tigre führt (“Tren de la Costa”), und die Frachteisenbahn América Latina Logística (ALL), die ein Schienennetz von insgesamt etwas über 7.000 km betreibt (mit einem Anteil von15% bis 20% an der gesamten Eisenbahnfracht), einmal von Buenos Aires über Entre Rios und Corrientes bis Misiones, und auch bis zur Grenze mit Brasilien, und dann von Buenos Aires bis Mendoza. Die beiden Fälle sind sehr unterschiedlich.
Die lokale Eisenbahn an der Küste des Río de La Plata wurde vom Soldati-Konzern (Compañía General de Combustibles u.a. Unternehmen) 1995 von Null auf geschaffen. Bis 1961 fuhr die Mitre-Bahn auf dieser Strecke von 15,5 km bis Tigre, und wurde damals stillgelegt, weil die Zahl der Passagiere zu gering war, so dass ein hohes Defizit entstand. Damals war vorgesehen, die Schienen durch eine Strasse zu ersetzen, so dass die Passagiere dann per Omnibus befördert werden könnten. Das geschah jedoch nicht.
Statt diese einfache Idee wieder aufzunehmen, erhielt die Soldati-Gruppe eine Konzession für eine neue Eisenbahn. Es wurde eine moderne Eisenbahn eingerichtet, mit Waggons wie in Europa. Doch das Geschäft funktionierte nicht: der Soldati-Konzern verblutete an diesem Projekt, und geriet in Konkurs. Eigentlich war dies von vorne herein vorauszusehen, da es sich um eine Investitionen von mehreren hundert Millionen Dollar handelte, und die Zahl der Passagiere, vor allem an Wochentagen, gering war. Es war eben keine Projektstudie durchgeführt worden, was unverständlich erscheint, umso mehr als die Erfahrung der Mitre-Eisenbahn schon die Unwirtschaftlichkeit dieser Strecke aufgezeigt hatte.
In den letzten Jahren konnte der Dienst nur aufrecht erhalten werden, indem der Staat die Löhne zahlte, keine Instandhaltung vollzogen wurde und auch die verpflichtete Gebühr nicht gezahlt wurde. Die Verstaatlichung erscheint somit als ein logischer Schritt, wobei der Staat jetzt das ganze Defizit trägt. Die Alternative wäre die Schliessung der Bahn gewesen. Ob die Bahn in staatlicher Verwalterung effizienter betrieben und das Defizit verringern wird, ist fraglich.
Der Staat übernimmt auch den “Park der Küste” im Bezirk Tigre, der einem anderen Unternehmen des Soldati-Konzerns gehört, und für Vegnügungszwecke bestimm ist, mit allerlei Spielen für Kinder. Hier stellt sich das Problem, dass 85% des Geländes auf ein privates Grundstück entfallen und nur 15% auf ein staatliches, das in Konzession zugeteilt wurde. Abgesehen davon betreibt der Konzern mit einem anderen Partner (Boldt) ein Spielkasino in Tigre, das angeblich privat bleibt.
Der Fall von ALL ist ganz anders. Bei der Privatisierung des Frachtdienstes der Eisenbahn Anfang der 90er Jahre, wurde das Netz aufgeteilt und die einzelnen Strecken wurden separat ausgeschrieben. Die Strecken, um dies es sich hier handelt, gingen zunächst an den Pescarmona-Konzern, der sich im Wesen der Erzeugung von Turbinen für Wasserkraftwerke u.dgl. in einem Werk in Mendoza befasst. Doch Pescarmona übergab das Projekt im Jahr 1998 an das brasilianische Eisenbahnunternehmen América Latina Logística. Das hat insofern einen Sinn, als dann eine Eisenbahnverbindung von Sao Paulo u.a. Orten in Brasilien nach Buenos Aires, und von dort aus nach Chile geschaffen werden konnte, die bestimmt gut mit dem Lastwagen konkurrieren konnte. Das kam jedoch nicht zustande, und es wurde nie erklärt, weder von der Regierung noch von ALL, warum.
ALL hatte in letzter Zeit allerlei Probleme, mit Tarifen u.a. Dingen, und wollte schon das Unternehmen abgeben, fand jedoch keine Interessenten, was begreiflich ist. Es gab auch keinen Dialog mit der Regierung, um zu versuchen, die Probleme zu lösen. Bei Konzessionen dieser Art muss es eine enge Zusammenarbeit zwischen Regierung und Unternehmen geben; doch genau das ist bei den Kirchner-Regierungen nicht möglich. Deshalb war die Verstaatlichung schliesslich nicht zu vermeiden.
Jetzt übernimmt die gleiche Leitung der Belgrano-Bahn, bei der die Konzession kürzlich auch aufgehoben wurde, auch die ALL-Strecken. Randazzo rechtfertige die Verstaatlichung mit dem Hinweis auf nicht erfüllte Auflagen des Konzessionsvertrages. Wie üblich, war nicht von Entschädigung die Rede. Die parlamentarische Kontrollstelle (Auditoría General de la Nación) hatte darauf hingewiesen, dass ALL bis Oktober Gebühren in Höhe von $ 237 Mio. schuldete und von den verpflichteten Investitionen von $ 349 Mio nur 9,75% durchgeführt habe. Ausserdem befindet sich 30% der Waggons in schlechtem Zustand, so dass sie nicht für den Dienst eingesetzt werden.
Es wurde nicht bekanntgegeben, was die Regierung jetzt zu tun beabsichtigt. Es fehlt eben ein Gesamtkonzept für den Eisenbahndienst. Beiläufig wird hier ein neuer Konflikt mit Brasilien geschaffen, der zu dem mit dem Berbauunternehmen Vale hinzukommt, wo auch kein Dialog zustande kam. In einem zivilisierten Land hätte zunächst eine direkte Verhandlung mit ALL aufgenommen werden sollen, um zu versuchen, die bestehenden Probleme zu lösen. Eventuell hätte dann die Verstaatlichung vereinbart werden können, statt sie einseitig zu verfügen. Es ist gewiss fraglich, ob der Staat jetzt das Unternehmen besser verwalten wird als ALL, die ein grosses Netz in Brasilien betreibt und viel Erfahrung auf diesem Gebiet hat. Auf alle Fälle belastet auch diese Übernahme die Staatsfinanzen mit dem Defizit und dem Investitionsbedarf, für den der Staat jetzt aufkommen muss, während dies bei Beibehaltung der Konzession ganz oder zum grössten Teil auf den Konzessionär entfallen wäre.
Wirtschaft
Mai mit neuem Rekord bei Steuereinnahmen
Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, erreichten im Mai 2013 $ 77,75 Mrd., 27,4% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Die Zunahme entfällt besonders auf die Gewinnsteuer, die Importzölle, die vom Zollamt einbehaltene MwSt und die Sozialabgaben. In 5 Monaten 2013 betrugen die Staatseinnahmen $ 332,23 Mrd., 28,3% mehr als im Vorjahr. Die Einnahmen der AFIP (die das Steueramt und das Zollamt umfasst, aber auch für die Einnahmen des Amtes für soziale Sicherheit verantwortlich ist) sind somit leicht über die geschätzte Zunahme des Bruttoinlandsproduktes zu Marktpreisen gestiegen. Es ist ein positives Ergebnis, dass u.a. auch durch den Einsatz eines integralen Informatiksystems möglich wurde. Die AFIP ist auf diesem Gebiet das am meisten fortgeschrittene Staatsamt. Seit die eidesstattlichen Erklärungen und die Zahlungen über Internet erfolgen, stehen sie den AFIP-Beamten zur Verfügung und können jederzeit kontrolliert werden. Früher gingen die Millionen Steuererklärungen auf Papier einfach verloren, da sie nicht klassifiziert und geordnet werden konnten.
Die Einkommenssteuer, genannt Gewinnsteuer, ergab im Mai $ 21,19 Mrd., 41,8% mehr als im Vorjahr. Zum ersten Mal lag der Erlös dieser Steuer über dem der Mehrwertsteuer. Die Zunahme ist zum grossen Teil inflationsbedingt, da der Fiskus hier an der Inflation verdient, einmal weil das steuerfreie Minimum bei natürlichen Personen hinter den nominellen Einkommenszunahmen zurückgeblieben ist, dann weil die progressive Skala unverändert blieb, was eine kalte reale Erhöhung bedeutet, und schliesslich weil bei den Unternehmen auch reine Buchgewinne versteuert werden. Doch dieses Mal kam noch der Vorschuss von 20% hinzu, der bei Zahlung mit Kreditkarten im Ausland erhoben wird. Doch dies wird dann bei der endgültigen Abrechnung der Steuer abgezogen. Viele Auslandsreisende dürften jedoch darauf verzichten, um nicht auf ihre Ausgaben aufmerksam zu machen, die eventuell nicht mit ihrem Einkommen im Einklang liegen.
Die Inflation wirkt auch bei der Steuer auf persönliches Vermögen ($ 2,78 Mrd., 36% mehr als im Vorjahr), da die Grenze, bis zu der die Steuer nicht erhoben wird, unverändert blieb. Hier ist es schlimmer als beim steuerfreien Minimum der Einkommenssteuer, da dann gleich das ganze Vermögen besteuert wird.
Der Erlös der MwSt lag netto mit $ 20,32 Mrd. um 28,6% über dem Vorjahr. Doch dabei lag der Betrag, den das Steueramt (DGI) direkt einnimmt, mit $ 13.83 Mrd. um 24,3% über dem Vorjahr, während die vom Zollamt einbehaltene Summe $ 6,85 Mrd. ausmachte, 46,3% mehr als im Vorjahr. Die Rückgabe der vorher schon von Exporteuren gezahlten MwSt betrug $ 514 Mio., gegen Null im Vorjahr. Ohne dies wäre die Zunahme des Erlöses der MwSt noch grösser gewesen. Bei der MwSt wirkt sich besonders der sprunghaft gestiegene Verkauf von Automobilen, Nutzfahrzeugen und Lastwagen aus. Denn hier gibt es keine Hinterziehung.
Die Einnahmen aus Exportzöllen lagen mit $ 5,4 Mrd. um 6,4% unter dem Vorjahr, und waren in 5 Monaten sogar um 11,9% geringer. Hier wirkt sich der starke Rückgang der Weizenernte und auch die Zurückhaltung der Landwirte beim Verkauf der Ernte von Sojabohne und Mais aus. Sie verkaufen eben grundsätzlich nur im Ausmass ihres unmittelbaren finanziellen Bedarfs.
Die Steuer auf Giro- und Sparkontenbewegungen, genannt Schecksteuer, ergab $ 4,8 Mrd., 31% mehr als im Vorjahr. Das bedeutet, dass trotz der Steuer weniger in bar und mehr über Banken (Schecks, Karten und direkte oder informatische Übertragungen) gezahlt wird. Das wurde u.a. dadurch gefördert, dass seit letztem Jahr die Renten auf ein Sparkonto deponiert werden, bei Ausstellung einer Scheckkarte (tarjeta de débito), mit der dann Zahlungen vollzogen werden, die vorher in bar erfolgten.
Die Sozialabgaben lagen mit $ 18,44 Mrd. um 35,7% über dem Vorjahr. Die Zunahme liegt über der durchschnittlichen Erhöhung von Löhnen und Gehältern. Die Beschäftigung ist in einem Jahr zum Mai kaum gestiegen, und der Übergang von Schwarzarbeitern auf die Legalität ist gering. Somit ist die genannte Erhöhung der Einnahmen des sozialen Systems, das die ANSeS verwaltet, schwer zu erklären.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,31, um 0,38% über der Vorwoche und um 7,82 % über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 38,81 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06. bei $ 5,373, zum 30.09.13 bei $ 5,67, und zum 31.01.14 bei $ 6,127. Der Terminkurs per März 2014 lag um 25,99% über dem Kurs von Ende März 2013. Dies bringt eine gestiegene Abwertungserwartung auf dem offiziellen Markt zum Ausdruck, die u.a. auf den hohen Kurs des “blauen” Dollars und die schwelende Zahlungsbilanzkrise zurückzuführen ist. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten $ 8,57.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Minus von 1,82%, lag jedoch um 20,90% über Ende 2012.
***
Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 1,09% und lagen 1,06% unter Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos stiegen zur Vorwoche 0,53% und 10,04% gegenüber Ende 2012. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 0,06% und lagen mit 4,36% im Minus. Boden 2014 gewannen 0,46% und liegen mit 4,58% im Plus seit Jahresanfang, und Global 2017 Arg. verloren 1,26% und lagen bei 11,30% im Minus seit Jahresende 2012.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 160,53 (Vorwoche $ 158,19) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 229,32 (Vorwoche $ 225,99).
***
Die Gemeinde Tigre hat einen Förderungsplan umgesetzt. Unternehmen, die dort Industrien ansiedeln und neue Arbeitsplätze über eine Mindestdauer von 12 Monaten schaffen, zahlen nur die halbe Sicherheits- und Hygiene-Steuer. Von der Gemeinde erhält das Unternehmen ausserdem einen Zuschuss über $ 400 pro eingestellten Arbeiter.
***
Die Kfz-Produktion ist im Mai im Vergleich zum gleichen Vorjahresmonat um 32,2% auf 79.590 Einheiten gestiegen. Die Exporte gingen ebenfalls kräftig um 73,1% auf 49.594 Einheiten hoch, berichtet der Verband der lokalen Fabrikanten Adefa. Die Lieferungen an die Agenturen stiegen um 32,3% auf 85.646 Einheiten. In den ersten 5 Monaten 2013 stieg die Produktion gegenüber dem Vorjahr um 18,7% auf 331.089 Einheiten, die Lieferungen an Agenturen um 15% auf 325.361 Kfz und der Export um 26% auf 180.890 Einheiten. Diese extrem positiven Zahlen sind einmal auf die Nachfrage in Brasilien und dann und auf den hohen Kursunterschiede zwischen dem offiziellen und dem schwarzen Markt in Argentinien zurückzuführen.
***
Die Tourismusbilanz ist erneut defizitär. Argentinische Auslandsreisende haben im April u$s 89 Mio. (+ 120% gegenüber April 2012) mehr als die ankommenden Touristen in Argentinien ausgegeben. Einerseits ging die Zahl der Besucher aus dem Ausland im innerjährlichen Vergleich um 18,3% auf 181.177 gegenüber 221.652 ein Jahr zuvor zurück, und andererseits gaben die Touristen 20,6% weniger als noch vor einem Jahr aus (u$s 214,2 Mio. gegenüber u$s 269,8 Mio. 2012), obwohl der Durchschnittsaufenthalt von 12,8 auf 15,2 Tagen um 19% gestiegen ist. Die Touristen neigen zunehmend dazu, ihre Dollar oder Euros auf dem Schwarzmarkt zu tauschen, wo sie von der offiziellen Statistik nicht registriert werden. Die meisten Touristen reisten aus Europa ein (25,3%), gefolgt von Brasilien (23,2%), und Lateinamerika ausser Uruguay, Chile und Brasilien mit 20,9%. Aus den USA und Kanada reisten 11,4% der Besucher ein. Die Durchschnittausgaben lagen pro Tag mit u$s 77,8. Bei den Brasilianern lagen die Ausgaben mit u$s 145,3 deutlich höher. Auf der anderen Seite verliessen 242.495 lokale Touristen das Land, 15,2% mehr als im Vorjahr, die insgesamt $ 303 Mio. ausgegeben haben. Die Ausgaben im Ausland, die über Kreditkarten erfolgten, wurden auch dadurch gefördert, dass die Preise im Ausland zum offiziellen Kurs relativ günstig für Argentinier sind.
***
Der Import von Gas, Erdölderivaten und Strom erreichte im Mai laut Berechnung von Fachleuten auf Grund offizieller Zahlen, u$s 1,55 Mrd., die sich mit u$s 1,31 Mrd. im gleichen Vorjahresmonat vergleichen. In 5 Monaten waren es über u$s 4,7 Mrd., 33% mehr als im Vorjahr, und für ganz 2013 rechnen Experten mit Importen von u$s 13 bis u$s 14 Mrd., bei gleichzeitig stark sinkenden Exporten von Rohöl. Der ehemalige Energiesekretär E. Apud, wies darauf hin, dass das importierte Gas auf dem kurzfristigen Markt („spot”) gekauft werde, auf dem der Preis um 30% bis 50% höher als bei langfristigen Verträgen sei. Ausserdem erfolgt der Import in Bahía Blanca und Escobar über ein besonderes Schiff, weil keine speziellen Anlagen für den Empfang von Flüssiggas bestehen. Das verringert die Angebotsmöglichkeiten, da viele Schiffe das Pressgas nicht auf diese Weise entladen können. Sie benötigen besondere Anlagen, die nicht bestehen. Hier entsteht somit wegen der überhöhten Preise, die Argentinien zahlt, ein Verlust von mehreren Milliarden Dollar, der vermeidbar wäre.
***
Der Oberste Gerichtshof hat in einem Urteil vom letzten Mittwoch bestimmt, dass die Zahlung von Teilen des Lohnes oder Gehaltes ohne Soziallasten („no remunerativo”) verfassungswidrig ist. Das bedeutet u.a., dass die betroffenen Arbeitnehmer fordern können, dass diese Vergütungen auch bei der Berechnung des jährlichen Zusatzlohnes, der Ferien u.a. Zahlungen berücksichtigt werden. Auch kann die ANSeS dann die Zahlung der Soziallasten fordern, die nicht gezahlt wurden. Die Erklärung der Verfassungswidrigkeit bedeutet, dass diese Art der Lohnzahlungen von vorne herein ungültig ist. Diese Zahlungen ohne Soziallasten, die in vielen Arbeitsabkommen vereinbart und vom Arbeitsministerium zugelassen wurden, haben jetzt keine legale Basis. Sie wurden 1969 zum ersten Mal eingeführt, doch erst vor einigen Jahren hat AFIP bestimmt, dass sie nur für ein Jahr zulässig sind. Wie weit jetzt das neue Urteil Konflikte bei bestehenden Arbeitsabkommen schafft, und die Unternehmen zu rückwirkenden Zahlungen von Soziallasten zwingt, sei dahingestellt.
***
Die Weizenmühlen spüren die Knappheit von Weizen, die u.a. dazu geführt hat, dass der Preis für einen Sack von 50 kg von $ 120 im Januar auf gegenwärtig um die $ 200 gestiegen ist. Das überträgt sich sofort auf den Mehlpreis und danach auf den von Brot und Teigwaren. Obwohl die Ernte dieses Jahr stark zurückging und knapp über 9 Mio. t erreichte, hat die Regierung 6 Mio. t für die lokalen Mühlen reserviert und nur 3 Mio. t für den Export zugelassen. Die Mühlen haben bisher 3,2 Mio. t vom neuen Weizen bezogen, so dass noch fast ebenso viel zur Verfügung stehen sollte. Offensichtlich liefern die Landwirte nicht den ganzen geernteten Weizen. Binnenhandelssekretär Moreno hat die Exporteure aufgefordert, einen Teil ihrer Käufe auf den internen Markt umzulenken. Das ist jedoch schwierig, da es schon Exportverpflichtungen gibt, die erfüllt werden müssen.
***
Die Bank der Provinz Buenos Aires (BAPRO) hat im vergangenen Mai Kredite über $ 3,4 Mrd. vergeben, 60% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Der Gesamtbetrag der bislang genehmigten Kredite erreicht $ 13,5 Mrd., sagte Bankpräsident Gustavo Marangoni. 75% Gelder gehen an die Produktion, d.h. an Unternehmen der Landwirtschaft und der Industrie. Der Rest geht an den Handel und die Dienstleistungen.
***
Der Konsum öffentlicher Dienste ist im April innerjährlich um 7,9% gestiegen, vordergründig durch einen starken Impuls aus der Telefonie, berichtete die Statistikbehörde INDEC. Zum Vormonat verglichen wurde ein Rückgang von 2,3% festgestellt. Zwischen Januar und April ist der Verbrauch solcher Dienste um 6,8% gestiegen.
***
Im Amtsblatt vom 31. Mai ist über eine bislang verborgene Emission von Schatzscheinen über $ 3,48 Mrd. zwischen den Monaten Oktober und Dezember 2012 berichtet worden. Die Gelder kommen dem Garantiefonds der ANSeS (FGS) sowie der Verwalter des Strommarktes CAMMESA zugute. Der Schatzschein für die ANSeS wurde am 22. Oktober 2012 ausgestellt. Die Verzinsung entspricht der Badlar Zinsrate von aktuell ca. 16,2% zuzüglich 2%. Die Zinsen werden quartalsmässig zum 22. Januar, April, Juli und Oktober ausbezahlt. Der Energiesektor sah sich durch zwei weitere Schatzscheine begünstigt. Die Papiere wurden über $ 1,8 Mrd. sowie $ 598,5 Mio. am 17. Dezember 2012, mit einer Laufzeit bis 15. Januar 2014 ausgestellt. Der Schatzbrief über $ 1,8 Mrd. ist mit einer jährlichen Verzinsung von 13,95% versehen. Die Zinsen werden ab dem 15. Januar in acht gleichen und fortlaufenden Raten von $ 200 Mio. ausgezahlt. Die Tilgung erfolgt in zwei Raten über $ 100 Mio. jeweils zum 15. September 2013 und dem 15. Januar 2014. Für den zweiten Schatzbrief liegt die Verzinsung bei 15,41%, zahlbar zum 15. eines jeden Monats. Die Tilgung erfolgt in 21 monatlichen und gleichen Raten, ebenfalls zum Stichtag 15. eines jeden Monats.
***
Der Verkauf von Baumaterialien hat sich im April kräftig um 11,4% zum gleichen Monat des Vorjahrs zum dritten Mal in Folge erholt, berichtet das Statistikamt INDEC. Gegenüber März verbesserte sich der Index um 1,9%.
***
Die Einzelhandelsverkäufe sind im Mai im innerjährlichen Vergleich um ganze 7,1% zurückgegangen, berichtet die Kammer CAME. Seit Jahresanfang liegt der kumulierte, innerjährliche Rückgang bei 3,7%. Wie der Verband weiter mitteilte, hat sich die Abschwächung besonders in den Geschäften mit Waren und Produkten für den Mittelstand und die besser situierten bemerkbar gemacht. So verzeichnete das Immobiliengeschäft ein Rückgang von 36,3%. Würde man diesen Bereich aus der Statistik ausklammern, so läge der Rückgang seit Jahresanfang bei 5,7% , da die Gewichtung des Immobiliengeschäftes im Index bei 1,4% liegt.
***
Der bilaterale Handel mit Brasilien ergab im Mai ein Defizit für Argentinien von u$s 329 Mio., 36% über dem gleichen Vorjahresmonat. Brasilien exportierte für u$s 1,83 Mrd. (+13%) und importierte für u$s 1,5 Mrd. (+9%). Die Zunahme der brasilianischen Lieferungen konzentriert sich auf Automobile und Lastwagen, Motore u.a. Zubehörteile, für Kfz, Reifen, Traktoren und Eisenerz. Die Zunahme bei argentinischen Lieferungen bestand aus Kfz-Motoren und Zubehörteilen für Kfz, Lastwagen. Kunststoffe und Zwiebeln. Der kompensierte Handel der Kfz-Industrie führt bei erhöhter Produktion dazu, dass auf diesem Gebiet der Handel in beiden Richtungen steigt.
***
Die ZB weist in ihrem jüngsten Bericht darauf hin, dass der Bankkredit an den Privatsektor in 12 Monaten zum März 2013 um 1,5 Prozentpunkte auf 16,7% des BIP gestiegen ist. Ab 2009 erreicht die Zunahme jetzt 5 Prozentpunkte. Ausserdem sei der Anteil der Kredite für “produktive” Projekte gestiegen, und hier der durchschnittliche Zinssatz gesunken.
***
Der Index der Konsumentenpreise, den die Regierung der Stadt Buenos Aires berechnet, der am Montag zum ersten Mal bekanntgegeben wurde, ergab für April eine Zunahme von 2%, fast drei Mal so viel wie der INDEC-Index und etwa 0,5% Prozentpunkte mehr als der Durchschnitt privater Ermittlungen, den die Opposition im Kongress bekanntgibt. Für die ersten 4 Monaen 2013 gelangt die Stadt zu einer Zunahme gegenüber Dezember 2012 von 7,1%, gegen 3,1% des INDEC. Der städtische Index misst die Preisveränderung bei 628 Produkten, die in über 3.200 Geschäften verkauft werden. Der Ausgangspunkt (Basis: 100) ist der Preisdurchschnitt der Zwölfmonatsperiode Juli 2011/Juni 2012. Auf diese Basis liegt April 2013 bei 132,20.
***
Ein Bericht des Planungsministeriums weist darauf hin, dass der landesweite Stromkonsum mit 49 Mio. Megawatt pro Jahr um 144% über dem Durchschnitt der 90er Jahre liegt. Pro Einwohner sind es jetzt 1,22 MW, gegen 0, 57 MW in den 90er Jahren. Die Zunahmen trügen insofern, als während der 90er Jahre eine starke Zunahme stattgefunden hat, so dass man von den Jahren 1999 oder 2000 ausgegangen sein sollte. Bei Gas beträgt der landesweite Jahreskonsum jetzt 10,13 Mrd. cbm (252 cbm pro Kopf), gegen 5,65 Mrd. (157 cbm pro Kopf) im Durchschnitt der 90er Jahre. Bei Flüssiggas (in Behältern) beträgt der Jahreskonsum jetzt 735 Mio. kg (18 kg pro Kopf), gegen 505,29 Mio. kg (14 kg pro Kopf) in den 90er Jahren.
***
Der Vorsitzende des Bundesbüros von brennstoffproduzierenden Provinzen, Ofephi, Martín Buzzi, hat klargestellt, dass die Nationalregierung und die Provinzen kontrollieren werden, ob die Privatunternehmen die Produktionsziele erreichen, zu denen sie sich bei der Vergabe der Konzessionen verpflichtet haben. Sonst drohen Sanktionen. “Wir richten unser Augenmerk auf die vielen kleine und mittleren Erdölfirmen, die 62% des Produktionsspektrums darstellen”, sagte Buzzi.
***
Zum zweiten Mal in Folge wurden im Mai überdurchschnittlich viele Neufahrzeuge zum Verkehr zugelassen. Wie der Agenturenverband Acara mitteilt, wurden 89.644 Automobile, Kleinlaster und Lastwagen im nationalen Register eingetragen, eine innerjährliche Zunahme von 17,35%. Seit Jahresanfang sind 422.225 Einheiten eingetragen worden, 8,13% mehr als im gleichen Vorjahreszeitraum. Am dynamischsten entwickelte sich der Markt für Nutzfahrzeuge. In den ersten fünf Monaten stiegen die Verkäufe in diesem Segment innerjährlich um 21%. Bei den Automobilen lag die Zunahme bei 5,3%, bei den LKWs um 7,4%. Wie bereits im Vormonat zu beobachten war, nahmen auch im Mai die Verkäufe von Luxusautos überdurchschnittlich zu: bei Mercedes Benz um 55%, bei Audi um 50%, bei Dodge um 42% und bei Volvo um 38%. BMW konnte ihr Vormonatsergebnis um 305%, Jeep um 134%, Alfa Romeo um 219%, Land Rover um 236% und Porsche bei 200% verbessern. Von den drei zuletzt genannten Automarken wurden weniger als hundert Exemplare verkauft. Der Umsatzsprung wurde besonders auf den Umstand zurückgeführt, dass die Kfz in Dollarwerten zum “blauen” Kurs billig geworden sind, was viele Leute dazu bewogen hat, Dollarguthaben für diesen Zweck einzusetzen. Die Automobile werden zum offiziellen Kurs importiert, aus Brasilien zollfrei und aus Drittländern mit einem Zollsatz von 35%. Auch mit Fracht gelangt man dabei kaum auf den vollen Wert, zum freien Kurs berechnet.
***
Präsidentin Cristina Kirchner wies am Dienstag in einer Fersehansprache darauf hin, dass die Familienzulage, die Lohnempfänger erhalten, in Argentinien u$s 68 pro Kind betrage, in Brasilien u$s 31, in Peru u$s 29, in Uruguay u$s 24, in Paraguay u$s 19 und in Chile u$s 16. Die Mindestpension betrage in Argentinien u$s 408, gegen u$s 355 in Brasilien, u$s 298 in Uruguay, und u$s 228 in Chile. Der Mindestlohn liege auch in Argentinien mit u$s 544 höher, und der Durchschnittslohn mit u$s 1.351 ebenfalls. In all diesen Fällen wurden die Pesobeträge zum offiziellen Kurs umgewechselt. Bei Verwendung des “blauen” Kurses, liegt Argentinien allgemein nicht mehr an erster Stelle.
***
CFK gab bei der gleichen Gelegenheit eine Erklärung des Rückganges der Einnahmen aus Exportzöllen im Mai. Sie begründete diese Zölle mit zwei Argumenten: einmal soll dadurch der interne Preis der Lebensmittel beschränkt werden, und dann sollen ausserordentliche Einnahmen der Landwirte auf andere Tätigkeiten, besonders die Industrie, übertragen werden. Sie sagte beiläufig, dass die Landwirtschaft wenig Arbeitsplätze schaffe, was einfach statistisch nicht stimmt. Die moderne Landwirtschaft, die sehr intensiv ist, erfordert viel menschliche Arbeit, besonders qualifizierte. CFK wies auch darauf hin, dass die Landwirte mit dem Verkauf der Ernte zurückhielten, weil sie mit höheren Preisen spekulierten. Ausserdem soll es Fälle von Unterfakturierung bei Exporten geben, was jedoch genau studiert werden müsse, da die konkrete Durchführung des Manövers nicht bekannt sei. Schliesslich habe sich die Verlangsamung des Wachstums in Brasilien auch ausgewirkt.
***
Der Transportsekretär der Stadt Buenos Aires, Guillermo Dietrich, erklärte, die Inbetriebnahme des neuen Systems von Omnibussen mit Anhänger, genannt „Metrobus” auf der 9 de Julio werde Mitte Juli erfolgen. Die Kosten betrügen $ 115 Mio. für 3,5 km. Er wies darauf hin, dass bei der U-Bahn jeder Kilometer u$s 100 Mio. koste, beim „Metrobus” bei längeren Strecken um die u$s 2 Mio. Die Geschwindkeit liege etwas höher als bei der U-Bahn: 25 bis 25 Stundenkilometer, gegen 24. Die Stadt verfügt schon über einen „Metrobus” auf der Avenida Juan B. Justo. Stadtchef Mauricio Macri bevorzugt den massiven Personentransport vor dem privaten Automobil, dessen Verkehr durch den Metrobus gestört wird.
***
Wer durch die Hauptstrassen von Buenos Aires läuft, beobachtet schon seit langem was die Statistiker jetzt bestätigten: die Zahl der fliegenden Händler wächst unaufhaltsam. Binnen eines Jahres, von Mai 2012 bis Mai 2013, ist ihre Anzahl um 18,3% gestiegen. Gegenüber dem Vormonat wurden 21,5% mehr solcher illegaler Händler gezählt. Die Angaben entstammen einer Umfrage der Argentinischen Handelskammer.
***
Die Einfrierung der Aktiva von Chevron in Argentinien wurde jetzt auf Beschluss des Obersten Gerichtshofs (mit fünf Stimmen von sieben) aufgehoben. Am 22. Mai hatte sich die Vorsitzende der Staatsanwälte Alejandra Gils Carbó an das oberste Bundesgericht mit einem Antrag in diesem Sinn gerichtet. Offensichtlich war sie von CFK beaufragt worden, die sich Sorgen über die sinkende Erdöl- und Gasproduktion macht. Damit ist der Weg freigegeben, damit Chevron und YPF gemeinsam das Schiefergaslager von Vaca Muerta ausbeuten können. Zur Vorgeschichte: die Justiz in Ecuador verfügte letztes Jahr ein Embargo über Aktiva von Chevron in Höhe von u$s 19 Mrd. wegen Umweltschäden. Vertreter der Urvölker in Ecuador hatten zunächst 1964, und später 1990 gegen Texaco und später gegen Chevron Corporation, als diese 2001 die Texaco Ecuador übernahm, wegen Umwelverletzungen geklagt. Das Embargo sollte auch die argentinischen Aktiva miteinbeziehen. Nun hat die Justiz entschieden, dass das Urteil in Ecuador nicht auf Argentinien ausgedehnt werden könne, weil Chevron Argentina als eigenständige juristische Person (es ist eine Aktiengesellschaft nach argentinischem Recht) keine Verantwortung für den angeblichen Schaden. Es ist schlimm, wenn Richter ideologisch und nicht juristisch handeln.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Chilenische Unternehmen dringen schon seit Jahren zunehmend ins Ausland. Nach Angaben der Wirtschaftskommission für Lateinamerika, CEPAL, investierten chilenische Firmen 2012 die Rekordsumme von u$s 21,09 Mrd. im Ausland, doppelt so viel wie zwei Jahre zuvor.
***
Die kanadische Bergbaufirma Barrick Gold hat der chilenischen Regierung eine Busse in Höhe von u$s 11,6 Mrd. wegen schweren Umweltschäden im Pascua-Lama Projekt bezahlt. Die ausgezahlte Summe liegt 25% unter dem festgelegten Betrag, da die Busse innerhalb von fünf Tagen bezaht wurde. Das Projekt wurde von den chilenischen Umweltbehörden am 24. Mai eingestellt.
***
Venezuelas Wirtschaft wuchs im ertsten Quartal innerjährlich um magere 0,7%. Wie die Zentralbank berichtet, beruht dies auf einem Rückgang der Erdölwirtschaft, sowie der Bautätigkeit. Die venezolanische Wirtschaft verzeichnt schwerwiegende Störungen, wegen hoher Inflation, irrationaler Importkontrollen, einem Schwarzkurs, der das mehrfache des offiziellen ausmacht, geringer Leistung verstaatlichter Unternehmen (wie das Stahlwerk Sidor und mehrere Zementfabriken) und allgemeine wegen der störenden staatlichen Intervention.
***
Kuba will den Auslandstourismus durch die Errichtung von Golplätzen fördern. In diesem Sinn hat ein britisches Unternehmen einen in der Nähe des Badeortes Varadero in Angriff genommen. Doch auch in einem jüngsten Abkommen mit China ist die Schaffung von Golfplätzen in der Nähe von Havanna und in Pinar del Rio vorgesehen. Die Projekte werden besonders von Antonio Castro, Sohn von Fidel, vorangetrieben, der selber ein hervorragender Golfspieler ist. Seit die ehemalige Sowjetunion die Subventionen für Kuba unterbrochen hat, wurde der Tourismus gefördert, besonders mit spanischen Hotelketten, um die Deviseneinnahmen zu erhöhen. Das war erfolgreich, aber auch, weil der “Sexualtourismus” gefördert wurde, indem viele kubanische Frauen (auch verheiratete) auf diese Weise zu einem guten Einkommen gelangen. Mit Golfplätzen wird jetzt diese Politik intensiviert.
***
Die Regierung von Uruguay hat am Donnerstag Massnahmen angekündigt, um den Zufluss von Finanzkapital aus dem Ausland zu bremsen, der auf den Wechselkurs drückt und schon dazu geführt hat, dass der reale Kurs des uruguayischen Pesos gegenüber ausländischen Währungen im Jahr 2012 um 11,3% gefallen ist. Das führt u.a. dazu, dass Uruguayer in Argentinien einkaufen.
***
Venezuela hat von China einen Kredit von u$s 4 Mrd. erhalten, der für die Entwicklung von Erdölfeldern bestimmt ist, gab der Minister für Erdöl und Bergbau Rafael Ramirez bekannt. China hat bisher schon an Venzuela Kredite von etwa u$s 35 Mrd. für diesen Zweck erteilt. Obwohl die staatliche PdeVSA einen anormal hohen Gewinn haben sollte (bei einem Preis von ca. u$s 100 pro Barrel und Kosten, die nicht über u$s 20 liegen sollten, wobei auch die Transportkosten bis zu den naheliegenden USA niedrig sind), bedarf das Unternehmen hoher Kredite, um Investitionen zu finanzieren.
***
Die Ratingagentur Standard & Poor’s droht Brasilien mit einer Abstufung seiner Kreditwürdigkeit. Wegen des schwachen Wirtschaftswachstums und der Gefahr steigender Staatsschulden senkte S&P den Ausblick für die Bonität der größten Volkswirtschaft Südamerikas von «stabil» auf «negativ», wie die Agentur am Freitag mitteilte. Derzeit bewertet S&P die Kreditwürdigkeit Brasiliens mit «BBB». Die Bewertung liegt zwei Stufen über dem sogenannten «Ramsch-Status», mit dem spekulative Anlagen gekennzeichnet werden. (dpa)
***
Die ZB von Venezuela berichtet, dass der Index der Konsumentenpreise im Mai um 6,1% zugenommen hat, gegen 4,3% im April. In 12 Monaten zum Mai betrug die Zunahme 19,4%, bei zunehmender Tendenz.
***
Geschäftsnachrichten
Motormel
Dieser Fabrikant von Motorrädern, mit Fabrik in San Nicolás, hat ein Investitionsprogramm in Höhe von $ 25 Mio. in Angriff genommen, das dazu bestimmt ist, die Integrierung mit lokalen Teilen auf den offiziell geforderten Stand anzuheben.
Accor
Diese französische Hotelkette hat zusammen mit der Finanzgesellschaft Cofin (Compañía de Finanzas e Inversiones) eine Investition von $ 126 Mio. bekanntgegeben, um in der Stadt Tucuman zwei neue Hotels zu errichten, eines der Kategorie Ibis, mit niedrigen Preisen, und das andere der höheren Kategorie Novotel. Die Hotels sollen 2016 in Betrieb genommen werden. Accor betreibt schon 8 Hotels in Argentinien, in der Bundeshauptstadt, in Córdoba und Puerto Iguazú.
Profértil
Dieses Unternehmen, das eine grosse Harnstoffabrik bei Bahía Blanca betreibt, eröffnete in Puerto General San Martín, in der Provinz Santa Fe, ein neues Lager mit Logistikzentrum für Düngemittel. Hier können bis zu 200.000 t Düngemittel gelagert werden, verteilt auf zwei Silos. Die Investitionen betrugen $ 273 Mio. Das Unternehmen wird in gleichen Teilen von YPF und der kanadischen Firma Agrium kontrolliert. Das Werk wurde auf ein Gelände von 24 ha gebaut.
Mann Filter
Diese deutsche Firma übernahm für $ 3 Mio. das lokale Unternehmen Purolator, dessen Produkte von Mann Filter seit 2008 verkauft und vertrieben werden. Mit der Übernahme beabsichtige die deutsche Firma mit einer über sechzigjährigen Präzens in Argentinien, Importe zu substituieren, die bisher Purolator getätigt hat. Wie der Geschäftsführer Gerhart Osman mitteilte, werde man sehr bald mit der Filterproduktion im Werk von Valentín Alsina beginnen. Mann Filter hatte erst kürzlich Investitionen über u$s 15 Mio für den Bau eines neuen Werks in der Gemeinde Ezeiza bestätigt. Dort sollen u.a. Luftfilter und Motorenöle hergestellt werden.
Schott
Der internationale Technologiekonzern Schott bringt als erster Hersteller mehrfach winklig verformte Glaskeramik-Kaminsichtscheiben mit mehr als zwei Biegekanten für Kamine auf den Markt, darunter die winklig verformte Robax Scheibe. Schott Robax gilt seit 1979 als deutsche Qualitätsmarke für Kaminsichtscheiben. Weltweit wurden bisher mehr als 70 Mio. Scheiben der robusten Glaskeramik verkauft. Sie dient aufgrund ihrer Transparenz, hohen Temperaturbelastbarkeit und Bruchfestigkeit meist als Kaminsichtscheibe. Durchgefärbte Varianten von Robax sind zudem zur Aussen- und Innenverkleidung von Kaminen und Kaminöfen verfügbar.
Unitec Blue
Dieser Chiphersteller mit Werk in Chascomús, in der Provinz Buenos Aires, peilt jetzt den regionalen Markt an, der nach Ansicht des Vorsitzenden von United Blue, Matias Gainza Eurnekian, eine Gesamtnachfrage von u$s 1,7 Mrd. pro Jahr darstellt. In Chascomús können jährlich bis zu 1150 Mio. Chips produziert werden. Diese hohe Anzahl sei möglich, nachdem die dafür notwendigen Ausrüstungen aus Deutschland und den USA importiert worden seien, Zur Zeit stellt United Blue diverse technologische Produkte her; von Magnetbandkarten bis SIM-Chips für die mobile Telephonie. Die Pläne für die kommenden zwei Jahre sehen eine vertikale Integration des gesamten Produktionsprozesses, von der Umwandlung des Siliziums bis zum Endprodukt vor. Dafür werde man u$s 900 Mio. investieren. United Blue ist Teil des Holdings Corporación América, kontrolliert von Eduardo Eurnekian, der die Flughäfen über Aeropuertos Argentina 2000 betreibt.
ADP
ADP, ein führender Anbieter von Lösungen im Bereich der Personalverwaltung- und auslese, hat die lateinamerikanische Firma Payroll S.A. übernommen, einen Anbieter von “Outsorcing” (Übertragung bestimmter Tätigkeiten an Dritte), Lohnabrechnungen und Sozialleistungen in Chile, Argentinien und Peru. Neben der Zentrale in Santiago unterhält Payroll S.A. Büros in Buenos Aires, Cordoba und Lima. Die Lösungen und Technologien von Payroll S.A. reichen von Gehaltsabrechnungen, “HR und Performance Management” über Personalbeschaffung, Zeitplanung und Vertreterregelung bis hin zum mobilen Zeit- und Arbeitsmanagement. Die Lösungen des Unternehmens werden über verschiedene Übertragungswege angeboten - einschließlich kompletter Auslagerung, Softwaredienste und Bereitstellung vor Ort. Payroll S.A. zählt derzeit mehr als 1.300 Kunden und beschäftigt über 450 Mitarbeiter.
Ingenio La Esperanza
Ein Konsortium bestehend aus der Gruppe Insud (von Hugo Sigman), der Gruppe Benicio (von José Cartellone) und MSU (von Manuel Santos de Uribelarrea) übernimmt die Zuckerfabrik La Esperanza, mit Fabrik in der Provinz Jujuy und 70.000 ha, von denen 10% mit Zuckerrohr bebaut sind, zunächst in Miete (um die diesjährige Zuckerrohrernte am 18. Juni zu beginnen) und dann eventuell durch Kauf. Das Unternehmen war im Jahr 2000 in Konkurs geraten. Es fehlt noch die Prüfung der Zahlen u.a. Aspekte („due dilligence”), um das Kaufgeschäft zu vollenden. La Esperanza wurde 1897 von der britischen Leach gegründet, und ging in den 60er Jahren des vorigen Jahrhunderts auf andere Besitzer über, die Gruppen Roberts und Deltec, bis es später bei der lokalen Gruppe der Familien Jorge und Figueroa landete. Nach dem Konkurs wurden die Anlagen an die Roggio-Gruppe vermietet, die sie bis zu diesem Jahr betrieb. Die Regierung musste schon $ 40 Mio. an Subvention beisteuern, um das Weiterbestehen des Unternehmens zu sichern.
Wirtschaftsübersicht
Die grosse Vergeudung öffentlicher Mittel
der Kirchner-Regierungen
Während die Präsidentin Cristina Kirchner von einem „gewonnenen Jahrzehnt” spricht, weisen Kritiker auf eine einzigartige verlorene Gelegenheit hin. Gewiss ist die Wirtschaft in diesen zehn Kirchner-Jahren gewachsen und die Sozialausgaben wurden stark erweitert. Aber das Wachstum ist nicht Verdienst der Kirchners (die Wirtschaft ist trotz ihnen und nicht wegen ihnen gewachsen!), und ohne dies wäre die grosszügige Sozialpolitik nicht möglich gewesen. Die Subvention für 3,3 Mio. Kinder, die Erhöhung der Familienzulagen, die Ausdehnung des Pensionierungssystems (das jetzt 95% derjenigen umfasst, die die Altersgrenze überschritten haben, gegen vorher unter 65%), die starke Erhöhung der Mindestpensionen (über die Inflation hinaus), die Beschäftigungsprogramme und der Bau von Sozialwohnungen, all dies ist im Prinzip in Ordnung, und würde auch von einer anderen Regierung nicht abgeschafft werden, wie es CFK in Aussicht stellt, auch wenn die Programme in einzelnen Aspekten gewiss besser gestaltet werden können.
Das Bruttoinlandsprodukt ist in diesem Jahrzehnt stark gewachsen. Laut Regierng hat es sich fast verdoppelt, gemäss der Berechnung von Aldo Abram (der ein seriöser Ökonom ist) um etwa 70% (Siehe Ambito Financiero vom 31.3.13). Der gleiche Wirtschaftler weist darauf hin, dass unter Menem, von Mitte 1989 bis Mitte 2008, das BIP um 50% zugenommen hatte, und danach leicht sank. Aber die Bedingungen waren damals unverhältnismässig ungünstiger, mit niedrigen Commodity-Preisen, viel höheren internationalen Zinsen als jetzt, und einem hohen Bedarf an Infrastrukturinvestitionen. Im Gegensatz zu den Kirchners, beruht das Wachstum der 90er Jahre auf der damaligen Wirtschaftspolitik, ganz besonders auf der allgemeinen Privatisierung, die von hohen Investitionen in kritischen Bereichen begleitet wurde. Abgesehen davon wurde das Menem-Wachstum mit Stabilität begleitet, das der Kirchners mit hoher Inflation. Und nicht zuletzt sei darauf hingewiesen, dass unter Menem die Grundlagen für ein Wachstum nach seiner Amtszeit geschaffen wurden, (von dem auch Néstor Kirchner profitiert hat), während es bei den Kirchners genau umgekehrt ist. Sie hinterlassen eine kritische Lage, die schon jetzt bemerkbar ist und politisch schwierige Entscheidungen fordert, wie die Anpassung der Tarife öffentlicher Dienste an deren Kosten, die Senkung der untragbar hohen Staatsausgaben, wobei auch ein sofortiger hoher Investitionsbedarf in kritischen Bereichen wie Erdöl und Gas besteht.
Die Wachstumsfaktoren des letzten Jahrzehnts
Es sei daran erinnert, dass das K-Wachstum auf folgenden Faktoren beruht:
1. Der Ausgangspunkt war wegen der Rezession, die 2001 eingetreten war, sehr niedrig, so dass es zunächst nur darum ging, bestehende Kapazitäten auszunutzen, was relativ einfach war und eigentlich auf natürliche Weise geschah.
2. Die Wirkung der Privatisierungen dauert an, wobei zunächst ein hoher Überschuss bei der Kapazität der Stromerzeugung bestand. Die Privatisierungen haben auch die Staatsfinanzen stark erleichert und eine gute Infrastruktur geschaffen, die eine Voraussetzung für Wachstum ist.
3. Unter den Kirchners wurde viel Kapital aufgebraucht: die Erdöl- und Gasreserven gingen stark zurück, der Rinderbestand nahm drastisch ab, bei den Unternehmen, die öffentiche Dienste auf dem Gebiet der Versorgung mit Strom, Gas, Wasser und öffenltlichem Personentransport bieten, war die Instandhaltung unzureichend und die Investition ungenügend, was bedeutet, dass Kapital aufgebraucht wurde. Die Kirchners haben die Erbschaft vergeudet und viele Schulden nicht bezahlt, und das wirkt kurzfristig wachstumsfördernd, stellt langfristig jedoch eine Hypothek dar.
4. Die Preise der argentinischen Exportcommodities sind auf dem Weltmarkt gewaltig gestiegen (bei Sojabohne auf mehr als das Doppelte), nachdem China und auch Indien u.a. als grosse Käufer aufgetreten sind. Das wird euphemistisch als „Rückenwind” bezeichnet.
5. Gleichzeitig hat weltweit eine technologische Revolution stattgefunden, die grösste der ganzen Menschheitsgeschichte, die für Argentinien besonders bei der Landwirtschaft von grosser Bedeutung war, so dass die Produktion von Getreide und Ölsaat eine Sprung machte und die hohen Preise ausgenutzt werden konnten. Doch die technologische Revolution, mit Computern, Internet und allem was dazugehört, hat zu einem allgemeinen Effizienzsprung geführt, der die Wirtschaft angekurbelt hat und weiter wirkt.
Der vergrösserte Staat
Die Staatsquote wurde unter den Kirchners von etwa 28% auf 42% (einige Wirtschaftler sind bei ihren Berechnungen auf einen höheren Prozentsatz gelangt) um etwa 50% erhöht, was bezogen auf ein BIP-Wachstum von 70% eine absolute Zunahme von 138% ergibt. Aber ausserdem: die Zinslast des Staates wurde durch die Umschuldung und dem danach folgenden Betrug mit der CER-Indexierung drastisch verringert, und es wurde zu wenig in Infrastruktur und Energie investiert, so dass noch mehr Geld zur Verfügung stand. Trotz der hohen Mittel, die die Regierung hatte, wurden weitere Schulden nicht bezahlt (u.a. gegenüber dem Pariser Klub und den Gläubigern, denen das ICSID-Schiedsgericht recht gegeben hat), und Konzessionsverträge u.a. nicht eingehalten, so dass die Regierung Privatunternehmen Mittel entzog, die zum Teil die Staatsfinanzen begünstigten, u.a. weil der Staat dann weniger für Strom u.a. öffentliche Dienste zahlt. Argentinien hat sich dabei weitgehend von der Welt ausgeschlossen, und das bringt einen nachhaltigen Schaden für die Wirtschaft mit sich. Das wäre bei dieser Konstellation nicht nötig gewesen. Denn es gab gewiss keinen finanziellen Notstand.
Die Regierung weist darauf hin, dass das viele Geld für soziale Zwecke aufgewendet wurde. Das wäre prinzipiell in Ordnung, auch wenn es im Einzelnen bei der Sozialpolitik viel zu beanstanden gibt, ganz besonders der Einsatz von Mitteln für politische Zwecke, also Subventionen, die die Empfänger zu treuen Regierungsanhängern machen und sie gelegentlich veranlassen, keine produktive Arbeit zu leisten. Gewiss hätte mit dem vielen Geld auf sozialem Gebiet viel mehr getan werden können. Die Kritiker weisen darauf hin, dass die Armut immer noch anormal hoch sei, und dies nicht so zu sein bräuchte.
Doch ein grosser Teil der Mittel wurde schlicht vergeudet. Bei rationellem Einsatz der Mittel, und/oder einer Verringerung der überhöhten Steuerlast, die die Wirtschaft erdrückt, hätte eventuell ein höheres Wachstum erreicht werden können, oder auf alle Fälle ein höherer allgemeiner Wohlstand (der auch eine qualitative Komponente hat), und das zukünftige Wachstum wäre nicht behindert worden, wie es der Fall war. Die Wirtschaft stagniert seit anderthalb Jahren und es besteht die Aussicht, dass die Stagnation mehrere Jahre dauert. Stagnation bedeutet eine BIP-Entwicklung von minus 1% bis plus 2%. Dabei besteht jedoch stets die Gefahr eines Zusammenbruchs der Konjunktur, mit minus 3% und mehr. Es gibt zwar keinen echten Grund für eine Rezession wie die von 2001/02, aber auch keinen für Wachstumsraten, die sich auch nur entfernt denen der Periode 2002/11 annähern.
Die irrationalen Staatsausgaben
Halten wird folgende konkrete Vergeudungen fest:
1. Etwa eine Million Menschen wurden in die Staatsverwaltung (Nationalstaat, Provinzen, Gemeinden und unabhängige staatliche Ämter und Unternehmen) aufgenommen. Dies war unnötig, wobei es schon vorher zu viele waren. Der staatliche Bereich beschäftigt gegenwärtig insgesamt 3,3 Mio. Menschen. 1993 waren es knapp über 2 Mio. und 2002 nur 2,2 Mio.
2. Die Übernahme vorher privatisierter Unternehmen durch den Staat und die Schaffung neuer Staatsunternehmen (wie Enarsa und AR-Sat) hat hohe Mittel für Deckung von Defiziten und Investitionen gefordert. Der Extremfall ist Aerolíneas Argentinas, die die Staatskasse mit über u$s 2,5 Mio. täglich belastet. Aber auch das Wasserversorgungsunternehmen AYSA (vorher Aguas Argentinas, die sehr effizient von der französischen Suez betrieben wurde) weist ein hohes Defizit auf und erfordert hohe Mittel für Investitionen, die vorher privat finanziert wurden. Besonders schlimm ist gegenwärtig der Fall des Kohlenbergwerkes Rio Turbio, das minderwertige Kohle zu hohen Kosten erzeugt, von den Kirchners nach der Rückverstaatlichung erweitert wurde und jetzt mit einem völlig unwirtschaftlichen und überteuerten Kraftwerk ausgebaut werden soll. Zum Verlust des Bergwerkes wird dann noch der des Kraftwerkes hinzukommen. Ein totaler Wahnsinn! Das Bergwerk hätte verkleinert (am besten sogar geschlossen) werden sollen, wie es der private Konzessionär, der dieses Objekt in den 90er Jahren übernommen hatte, schon nach und nach vollzog. Er hatte die Belegschaft lautlos schon um über tausend Mann verringert.
3. Bei staatlichen Investitionen wurde enorm viel Geld durch schlechte Projekte, fehlende Planung und Verzögerung bei der Durchführung, und falsche Prioritäten vergeudet. Die Umwandlung der Strasse Rosario-Córdoba in eine Autobahn, die dringend notwendig war, wurde um mehrere Jahre verzögert. Dass jetzt zwei grosse Wasserkraftwerke in Santa Cruz gebaut werden sollen, die auch bei korrekter Durchführung sehr unwirtschaftlich sein werden (mit Stromkosten, die mehr als doppelt so hoch liegen, wie bei anderen möglichen Wasserkraftwerken), ist heller Wahnsinn. Zum Glück sind keine Mittel vorhanden. Es besteht jedoch die Gefahr, dass die Regierung den Bau der Kraftwerke zuteilt, und dabei schon viel Geld ausgibt.
4. Ein Kapitel für sich ist die Eisenbahnpolitik. Zum Glück ist das Phantasieprojekt der Hochgeschwindigkeitsbahn von Buenos Aires bis Córdoba rechtzeitig geplatzt. Doch andere absurde Projekte wurden durchgeführt, wie die Aufnahme des Passagierdienstes auf stillgelegten Strecken im Landesinneren, was wegen des schlechten Zustandes der Schienen versagte. Es gab dauernd Entgleisungen. Der Omnibus erreichte das Ziel in weniger als der halben Zeit und wurde von den Reisenden bevorzugt. Dann wurde ein Passagierdienst von Concordia, Entre Rios, nach Uruguay eingeführt, der dort mitten im Nichts endete und kurz danach aufgehoben wurde. Einfach verrückt! Ebenfalls wurde eine neue Eisenbahnen für den Personentransport im Stadtteil Puerto Madero errichtet, die keinen Sinn hatte (was von vorne herein feststand), die schliesslich stillgelegt werden musste. Der Spass hat 4 Mio. Euro plus Betriebsverluste gekostet. Dann wurde die Umwandlung der Sarmiento-Bahn (vom Bahnhof Once bis zum Vorort Haedo) in eine U-Bahn angekündigt und schon eine grosse (und teure) Maschine für die Ausgrabung des Tunnels gekauft, die still steht und voraussichtlich nicht eingesetzt wird, da das Projekt wegen fehlender Finanzierung (was man schon vorher wusste) stillgelegt werden musste. Der zuständige Minister, Florencio Randazzo, hat inzwischen bemerkt, dass die Vororteisenbahnen mit viel weniger Geld kurzfristig spürbar verbessert werden können. So wurde in letzter Zeit viele Passagierwaggons gekauft, die in den kommenden Monaten eingesetzt werden, Schienen erneuert und ein Programm in Angriff genommen, um die Strassenkreuzung der Schienen durch Tunnels zu ersetzen, wie es Macri in der Stadt Buenos Aires schon vorexerziert hat. Die städtischen Eisenbahnen und die U-Bahn werden von über einer Million Menschen täglich verwendet, und das allein verleiht diesem Bereich erste Priorität. Das hat CFK und ihre Mannschaft jedoch erst nach dem schweren Unfall am Bahnhof Once begriffen. Ein Kapitel für sich stellt die Belgrano-Frachteisenbahn dar, die von Buenos Aires nach dem Nordwesten führt und vollständig verkommen ist, obwohl gerade diese Bahn wegen der Entfernung gut mit dem Lastwagen konkurrieren sollte. Aber die Regierung hat sich nicht um den Fall gekümmert, und den zunehmenden Verfall, mit immer schlechteren Schienen und immer weniger Lokomotiven, einfach geschehen lassen. In früheren Zeiten wurde diese Eisenbahn intensiv für den Gütertransport eingesetzt, u.a. für Zucker aus dem Nordwesten, der heute per Lastwagen befördert wird.
5. Die Vergeudung kommt auch in ständigen unnötigen Ausgaben zum Ausdruck, wie das Programm „Fussball für alle”. Die grosse Veranstaltung auf der Plaza de Mayo, die am 25. Mai stattfand und im Wesen nur Regierungspropaganda war, hat über $ 3 Mio. gekostet. Die Auslandsreisen der Präsidentin, mit grosser Gefolgschaft und Aufenthalt in den teursten Luxushotels, kosten ebenfalls sehr viel, wie auch die privaten Flüge con CFK nach Calafate, bei denen grosse Flugzeuge eingesetzt werden, wo es kleinere auch tun würden. All die öffentlichen Fernsehauftritte von CFK kosten viel Geld. Schliesslich ist auch die schon eingeleitete Verlegung des Monumentes von Cristoph Kolumbus, beim Regierungsgebäude, nach Mar del Plata, die sehr teuer ist, nicht nur als solche sinnlos, sondern sie stellt auch eine Vergeudung öffenlicher Mittel dar. Kolumbus sollte gewiss dort bleiben, wo er ist.
6. Ein besonders schwerwiegender Fall ist Tecnópolis, das Austellungsgelände für Technologie in Villa Martelli, im Vorort Vicente López, ganz in der Nähe der Stadt Buenos Aires. Diese Investition, die mehrere Milliarden Pesos gekostet hat, war überflüssig. Die Ausstellung hätte viel besser auf dem Gelände in Palermo stattfinden können, das die „Sociedad Rural Argentina” mit Partnern betreibt, die es stark ausgebaut haben. Denn die landwirtschaftliche Ausstellung beansprucht das Gelände nur zwei Wochen (die mit Vorbereitungen und Beendigung eventuell auf einen Monat steigen), so dass der Raum für allerlei andere Ausstellungen und Messen verfügbar ist. Das hätte einen Bruchteil von Tecnópolis gekostet, und der Standort wäre für das Publikum auch besser gewesen. Doch nicht genug damit, hat der Bau von Tecnópolis den Abfluss des Regenwassers in Vicente Lopez und Umgebung behindert, der zum Teil über den unterirdischen Medrano-Fluss erfolgt, der in der Bundeshauptstadt (Saavedra und Nuñez) bis zum La Plata-Fluss weiter geht. Doch der grösste Teil des Regenwasser floss direkt über einen unterirdischen Bach und das Abwassersystem in Vicente López in den La Plata-Fluss. Tecnópolis verbaute den Bach und wirkte wie ein Staudamm. Jetzt fliesst praktisch das ganze Wasser in den Medrano-Fluss, der bei intensiven Regen das Wasser nicht aufnehmen kann, und das hat im April zur schweren Überschwemmung im Stadtteil Saavedra geführt, wo plötzlich eine Welle von zwei Meter Höhe auf die Bewohner zukam. Das gab es früher nie. Die Regierung war von eigenen Umweltfachleuten gewarnt worden, dass es so kommen werde. Tecnópolis ist auch aus diesem Grund eine gigantische unverantwortliche und schädliche Fehlentscheidung. Jetzt beabsichtigt CFK noch eine landwirtschaftliche Ausstellung in Tecnópolis zu veranstalten (die auch viel kosten wird), in Konkurrenz zu der der SRA in Palermo. Einfach absurd! Ebenfalls hat sich die Regierung bemüht, die Buchausstellung von der SRA nach Tecnópolis zu verlegen, was jedoch misslungen ist, weil die Verleger wissen, dass sie dabei Besucher einbüssen würden.
Es gibt noch viel mehr Einzelfälle ähnlicher Art. Die Kirchners verstehen die Begriffe „Effizienz”, „Prioritäten” und „Rationalität” nicht, und sie verwechseln dies mit Liberalismus und Marktwirtschaft, die sie aus ideologischen Gründen und marxistischen Vorurteilen verabscheuen. Ausserdem sind sie schlechte Verwalter, wobei CFK in dieser Beziehung ihren Gatten übertrifft, der wenigstens auf das Gleichgewicht bei den Staatsfinanzen achtete und nicht so ausgabefreudig war. Aber im Wesen trat auch er für einen grossen Staat ein, mit Staatsunternehmen, Verdrängung der Privatwirtschaft bei Investitionen und einem zunehmenden Interventionismus, der störend wirkt und Schaden anrichtet.
Die Opposition sollte sich bewusst sein, dass sie auf dieser Grundlage, nämlich der Kritik an der Irrationalität und der systematischen Vergeudung öffenticher Mittel, ein gemeinsames Programm aufstellen kann. Denn die genannten Prinzipien (Effizienz, Prioritäten und Rationalität) sind unabhängig von der dokrtrinären Einstellung, also von links und rechts, auch wenn in bestimmten Aspekten andere Prioritäten gestellt werden. Linke Politiker geben sozialen Ausgaben und Investitionen eine höhere Priorität als rechte, die mehr auf Infrastruktur für Wachstum setzen. Doch für alle bleibt Unfug eben Unfug, und keiner würde die Vergeudung befürworten, die wir oben dargestellt haben.